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Dieſes Blatt erſcheint wöchentlich 
dreimal, Dienstags, Donnerstags und 
Sonnabends, früh, in einem Bogen. 
Der Preis beträgt für das, Vierteljahr 
45 Sgr.; einzeln aber koſtet das Blatt 
1 Sgr.; durch die Poſt bezogen, foſtet 
es 21 Sgr. 3 Pf. vierteljährlich. 

Inſerate werden den Tag vor der 
Ausgabe bis ſpäteſtens Mittag 12 Uhr 
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angenommen: in Oels in der Expedition 
dieſes Blattes, in Poln. Wartenberg in 
der Stadtbuchdruckeren, in Kempen in 
der Buchhandlung von G. Fränkel, in 
Bernſtadt in der Handlung von Lorenz. 
Die Inſertlons gebühren betragen pro 
Zeile nur 1 Sgr., bei Wiederholungen 
. bloß die Hälfte. 
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politiſche Nundſchau. 
Frankfurt a. M., den 18. Juli. Die 
‚ proviforifche Centralgewalt hat den deutſchen Re⸗ 
gierungen angezeigt, daß durch das Geſetz vom 28. 
Juni 1848 ihre Wirkſamkeit in Kraft getreten 
ſei. Werden alle Regietungen dieſen Wink ver⸗ 
ſtehen? 

Berlin, den 19. Juli. Der Koͤnig und 
der Prinz von Preußen beabſichtigen, auf vier Mo⸗ 
nate nach Charlottenburg zu ziehen. Die 

Garde⸗Regimenter follen von jet ab kein eigenes 
Cotps mehr bilden, ſondern den vier Armee-Ab⸗ 
theilungen zugetheilt werden. 

Die neue thein. Zeitung hat dem Herrn Fir 
nanzminiſter nachgerechnet, und ein ganz anderes 
Ergebniß heraus bekommen. Sie fragt, wo bie 
feit 30 Jahren angeſammelten 15 Millionen, wel⸗ 
che aus den Vor-Anſchlägen erwachfen fein mußten, 
geblieben find. Wer hat nun tet? Ich will mit 
über dieſem Exempel nicht erſt den Kopf zerbrechen, 
denn ich bringe dieſe 15 Millionen doch nicht zu 
Stande. 

Die Schweriner ('s find auch Deutſche) 
hat's frappiet, daß die Hamburger zu Ehren des 
erwählten deutſchen Reichsverweſers ein kirchliches 
Dankfeſt gefeiert haben; fie meinen, fie hätten lies 
ber einen Bußtag ausfchreiben ſollen. Nun 's 
kann ſein. f 

Die Heidelberger Studenten, ſo 
ſchteibt man aus Baden, haben ſich gegen die 
Aufloͤſung des demokratiſchen Studentenvereins auf: 
gelehnt. Schlimmſten Fall's wollen fie es fo ma⸗ 
chen, wie die Breslauer ehemaligen Seminariſten, 
d. h. ehe fie ſich auflöfen laſſen, wollen fie lieber 
fortlaufen. Harte Köpfe das, und ſind nicht ein⸗ 
mal Neger! 

Wien, den 18. Juli. Das neue Mi⸗ 
naſterium iſt gebildet und hat die beſten Vor⸗ 
füge, Ordnung in die ö ſtetreichiſche Wirtniß zu Bein; 
gen. 's Wird aber ein gut Stud Arbeit ſetzen, 
ehe die alten Wehrwoͤlfe alle zu Teuſel gehen werden. 


Donnerstag, 


Manches Miniſterium wird noch zuvor fallen; fo 
bei uns. 

Die Schweiz. iſt von der Frankfurter Nas 
tional-Verſammlung aufgefordert worden, den Um. 
trieben Hecket's ein Ende zu machen. Wenn fie 
gute Schwaͤgersleute wären, fo würden ſie pariren. 

Die Sizilianer haben einen Prinzen des 
Koͤnigs Karl Albert von Sardinien zum Koͤnige 
erwählt. Sagt mir, gibt's den keine Koburger mehr?! 

Der iriſche Chantiſter O. Connor hat einen 
wichtigen Aufruf an ſeine Landsleute, die Irlaͤnder, 
erlaſſen, daß fie ſich von der engliſchen „Knebe— 
lungsbill“ losreißen ſollen. Engländer, richtet ein⸗ 
mal eure Politik ins Inland und laßt die Aus⸗ 
laͤnder ungeſchoren! Ihr werdet aber meinem Rathe 
nicht folgen, ihr ſeid ſchon zu verwohnt! 

Aus Frankfurt a. M. ſchreibt man, daß 
ſich die proviſoriſche Centralgewalt 
ſchon mit den Bevollmaͤchtigten der „auswaͤrtigen 
Staaten“ in Verbindung geſetzt hat. Wenn's nur 
auch erſt mit den „einwaͤrtigen“ Staaten und Staͤt⸗ 
lein geſchehen wäre! So will nun einmal der alte 
Auguft von Hannover durchaus nicht anbeißen. 
Dem hohen Herrn glaub' ich's, denn um die Zähne 
mag's ſchon ſchlecht ſtehen, und wenn man ihn 
da wird dringen wollen, ſa ladet er, wie ſchon 
verſprochen worden, einige Dutzend Englaͤnder zu 
Tiſche, oder wie er ſich auszudrücken beliebt: „er 
droht mit einer engliſchen Intervention.“ 

Berlin, den 20. Juli. Die demokra⸗ 
tiſche Parthei der National-Verſammlung will 
wiſſen, daß der Herr Finanzminiſter unter den 
angeführten 126 Millionen verzinslichen Staats⸗ 
ſchulden vergeſſen hat, die „unverzinslichen“, die 
Kaſſen⸗Anwelſungen, anzufuͤhten, und haben ſich 
deshalb entſchloſſen, eher keine Staatsanleihe zu 
genehmigen, als bis ihnen ein völlig. klarer Eins 
blick in die Finanzangelegenheiten geftattet fein wird. 

Nachdem det neue Miniſter des Kultus, Ro: 
ſenkranz, blos einmal verſucht hat, wie ſich's 
auf einem Miniſterſtuhl ſitzt, iſt et wieder abge: 


den 27. Juli. 


1848. 


treten. Schon der zweite Herr, der's fo macht. 
Hat denn der alte Herr Kultusminiſter alles Weiche 
weggeſeſſen, daß es keinem mehr auf der alten 
Pritſche ſich gut ſitzen will? Geht mir! ſtopft 
doch das abgeſeſſene Ding wieder aus! — Nun 
iſt's endlich auch herausgekommen, wer den Fuͤe⸗ 
ſiliren des 24. Regiments den Kopf verdreht hat: 
es iſt das der Major Schrötter geweſen. Er 
hat den Soldaten allen ſeinen heiligen Geiſt gegen 
die Bürger eingefloͤßt und ſo ſtark, daß derſelbe 
ſchon beim Nachhauſegehen der Mannſchaften vom 
Tabor die ruhigen Buͤrger, die des Weges kamen, 
mit Bekenntnißkraft uͤberflutete. Ich glaube, unſer 
Militaͤr wird ſich bald zu Miſſionspredigern abrich⸗ 
ten laſſen. — Unſere alten abgegangenen Miniſter 
hatte man mit 18,000 Rthlr. zur Ruhe geſetzt; 
allein die unruhige Zeit hat nur 3000 Rthle. da⸗ 

raus gemacht, und es ſoll ſich dennoch damit le⸗ 

ben laſſen. Nun ich glaub's, ich muß ja bei 
voller Thaͤtigkeit nur mit dem 30. Theile davon 

für lieb nehmen, obgleich mir Gott keinen klei⸗ 

nern Magen als jenen geſchaffen hat. — Die 

Kommiffion zur Unter ſuchung der 

polniſchen Angelegenheiten iſt unter 

Arntz's Vorſitz nach Poſen argegangen. — Es 

geht auch das Geruͤcht, und es ſoll nicht jedes 

Grundes entbehren, daß die Berliner National— 

Verſammlung „aufgeloͤſt“ werden ſoll, wenn: fie 

nicht die erſte Kammer im Sinne des miniſterialen 

Verfaſſungsentwurfes genehmigen wollte. Wenn 

ihr's haben wollt, wie ihr's wünſcht und es al⸗ 

lein beſſer verſteht, ſo ruft doch dieſe Maͤnner 

nicht erſt hin! Sie koͤnnen ihr Geld zu Hauſe 

verzehren. Der Abgeordnete Bau mſtark will 

die ungemeine Klugheit des Heten Finanzminiſters 

eben auch nicht meht loben, weil er Geld nicht an⸗ 

ders als „zwangsweiſe“ botgen will. Der liebe 

Herr mag wohl auch einige Tauſend Geoſchens 

Übeig haben, um die er ſich füechtet. 


Dritter Bericht 8 
+4 der demokratiſchen Parthei der Preußiſchen conſtituirenden Verſammlung. 5 
$ (Bortfegung und Schluß.) j * 2 3 


„Die Zwangsanleihe werde keinesweges, wie behauptet worden, eine Vorlaͤufetin des Staatsbankerutts fein, fie folle im Gegen 
theil dazu dienen, daß der Kredit ſich belebe, dies gehe auch ſchon daraus hervor, daß ungeachtet der beabſichtigten Zwangsanleihe doch der 
Staatskredit zugenommen habe.“ Er werde in kuͤrzeſter Zeit mit den betreffenden Geſetzen auch die nöthigen Vorlagen machen. Nach dieſer Ausein- 
anderſetzung, wonach der Staatsſchatz in den letzten 6 bis 7 Jahren ſich vermehrt und der Staatskredit im Steigen iſt, ſollte man eine bluͤhende 
Finanzlage des Staates erwarten, aber der Herr Finanzminiſter macht ſchließlich noch eine niederſchlagende Bemerkung: „Wenn übrigens die Finanz ⸗ 
ſachen nicht fruͤher vorgekommen ſind, ſo hat es ſeinen guten Grund darin, daß ich geglaubt habe, es wuͤrde guͤnſtiger fuͤr die Lage des Landes ſein, 
wenn ich noch etwas wartete. Ich habe Hoffnung gehabt, daß die Ruhe des Landes und mit ihr auch der Staatskredit ſich einigermaßen heben wurde; 
ich wuͤnſche, daß dieſe Hoffnung nicht zu Schanden werde, und nach meiner Ueberzeugung habe ich wohl gethan, dieſe Geſetze nicht früher einzu⸗ 
bringen.““ Wollte man in Folge dieſer Bemerkung einen Schluß machen, fo wäre es der, daß jene Vorlagen nicht zur Beförderung der Ruhe und 
Hebung des oͤffentlichen Kredits geeignet wären. 

Die Verſammlung nahm einen Abaͤnderungsantrag des Abg. Parrifius, womit ſich der Antragfteller einvetſtanden erklärte, an, „den 
Herrn Finanzminiſter aufzufordern, der National- Verſammlung Über die Verwaltung der Finanzen und des Staatsſchatzes vom Jahre 1840 an bis 
auf die Gegenwart alsbald und laͤngſtens binnen 14 Tagen die nöthigen Vorlagen zu machen und Behufs Prufung derſelben eine aus 16 Mitgliedern 
beſtehende, durch die Abtheilungen zu waͤttende Commiſſion ſchon jetzt niederzuſetzen.“ £ 

In der Sitzung vom 11. Juli las der Herr Finanzminiſter Gefegentwürfe 1) wegen Ausſchreibung einer Zwangsanleihe, 
2) wegen Erhöhung der Branntweinſteuer und Rübenzuckerſteuer, 3) wegen Aufhebung bisheriger Befrei⸗ 
ungen von der Klaffenfieuer und 4) wegen Ermäßigung des Zeitungs⸗ und Geſuchsſtempels vor. 

Bei dieſer Gelegenheit hielt der Herr Finanzminiſter einen längeren Vortrag Über die Finanzlage des Staates. Er erklärte, wie die Vermin⸗ 
derung der Einnahmen und Vermehrung der Ausgaben gekommen. Der Ausfall betrage etwa 8 Millionen, die Mehrausgabe 22 Millionen, ſo 
daß ſchon dadurch, wenn kein Krieg entſtehe, ein Mehrdedürfniß von 30 Millionrn für dieſes Jahr ſich herausſtellte. Der Plan 
der Zwangsanleihe ſei der, daß vor Allem die Wohlhabenden und Vermoͤgenden herangezogen werden ſollten. „Dieſe Anleihe, die wir fordern, wird, 
wie ich hoffe, dazu beitragen, auf der einen Seite den jetzt ſchon geſtiegenen Staatskredit noch mehr zu befeſtigen, auf der anderen Seite aber wird 
die Bewilligung einer ſolchen unfreiwilligen Anleihe dazu beitragen, daß die ausgeſchriebene freiwillige Anleihe um ſo reichlicher fließe. Ich will ſogar 
die Hoffnung nicht aufgeben, daß durch die Bewilligung der Zwangsanleihe die freiwillige Anleihe den Bedarf aufbringen werde.“ Zu bedauern iſt 
nur, daß der Herr Finanz⸗Miniſter nach feinen in der früheren Sitzung gegebenen Erklärungen die entgegengeſetzte Anſicht hatte, ſonſt wuͤrde er ge 
wis ſchon früher durch das Mittel des Ausſchreibens einer Zwangsanleihe die freiwillige Anleihe zu dem gewuͤnſchten Ergebniß zu 
führen verſucht haben. Mit der Aufhebung der Befreiung der Klaſſenſteuer wird zugleich die Durchführung deſſelben Grundſatzes im Bereich 
der Geundſteuer im Lürzefter Feiſt verſprochen, und demnaͤchſt die Einführung einer Einkommenſteuer in Ausſicht geftellt, Die Do ma 
nen ſollen nach und nach in die Bewirthſchaftung freier Eigenthümer übergehen und insbeſondere bei dem Verkaufe darauf hingewirkt werden, fir 

ſo viel es angeht, parcellenweiſe zu verkaufen. Ferner ſollen die Etabliſſements der See handlung, ſobald die Zeitverhättniſſe c 
gebeſſert haben, in Privathaͤnde übergehen, die Bank unter Mitwirkung des Staates ein völliges Privat⸗Inſtitut werden. Der Staatsſchatz 
hade Ende Juni 1840 ungefähr 12 Millionen Thaler enthalten, es ſeien von da an dis Ende December 1847, einſchließlich mehrer Staatspapiere, 
9 Millionen 860,000 Thaler vereinnahmt, und 2 Millionen Thaler herausgenommen worden. Endlich aͤußerte ſich der Herr Finanzminiſter noch 
über das Staatsſchuldweſen, wonach Ende 1847 von 206 Millionen Thaler verzinslicher Schuld nahe an 81 Millionen Thaler getilgt waren, mit⸗ 
hin noch 126 Millionen verzinsliche Schuld übrig blieben, die un verzinsliche Schuld, wie fie in den Kaſſenanweiſungen be⸗ 
ſteht, etwaͤhnt der Herr Finanzminiſter gar nicht. Schließlich ward die Verſicherung gegeben, daß kein Staat in Europa in dieſer Beziehung eine 
beſſere Haushaltung geführt habe, wie die unſere— 
| Die Commiſſion wird nun ihre Wirkſamkeit in Bezug auf die Unterſuchung der Finanzangelegenheit beginnen. Bis zu ihrem Bericht ent⸗ 
halten wir uns aller Bemerkungen daruber, fo viel iſt aber gewiß, daß wir wenigſtens uns jeder Bewilligung von Geldmitteln widerſetzen werden, 
bis uns eine völlige klare Einſicht in die Finanzangelegenheiten des Staats gegeben worden. 2 
In der Sitzung vom 4. Juli ſaß der frühere Miniſter der Geiſtlichen⸗, Unterrichts und Medicinal⸗Angelegenheiten Herr Rodbertus nicht 
mehr auf der Miniſtetbank, er hatte ſeinen fruͤhern Sitz als Abgeordneter wieder eingenommen. Der Here Miniſter⸗Praͤſident von Auers wald 
theilte det Verſammlung mit, daß Rodbertus ſeine Entlaſſung als Miniſter nachgeſucht habe und dieſelbe vom Könige angenommen worden ſei, 
Als Grund dieſes Schrittes ward angegeben, daß er in der Deutſchen Frage mit feinen Miniſtercollegen nicht haͤtte übereinftimmen können. Am 
Schluſſe der Sitzung machte der Miniſter⸗Präſidert Mittheilung uͤber die Auffaſſung der Angelegenheit des gemeinſamen Deutſchen Vaterlandes von 
Seiten der Regierung. Er erklaͤrte, daß Preußen zu der Ernennung des Erzherzog Johann zum Reichsverweſer, unter den von 
der deutſchen National⸗Verſammlung ihm beigelegten Befugniſſen feine Zuſtimmung ertheile, „wobei jedoch die Preußiſche Regierung vorausſetze, daß 
die gedachte Verſammlung, indem ſie für die Beſchlüſſe des Reichsverweſers uber Krieg und Frieden ihr Einverſtaͤndniß verlangt, denſelben nicht für 
elle Fälle an ihre vorgaͤngige Genehmigung habe binden wollen. Er fügte ferner hinzu: „Wenn übrigens die Deutſche National⸗Verſammlung 
ihre Beſchluͤſſe uͤber die Conſtituirung einer proviſoriſchen Centralgewalt ohne Mitwirkung der Deutſchen Regierungen gefaßt hat, ſo verkennet die Re⸗ 
gierung Sr. Majeſtaͤt nicht, wie die Veranlaſſung dieſes Verfahrens in der außerordentlichen, von mannichfachen Gefahren bedrohten Lage Deutſch⸗ 
lands und an der nunmehr beſtaͤtigten Ueberzeugung zu ſuchen iſt, daß alle Deutſchen Regierungen Sr. Kaiſ. Hoheit dem Erzherzog Johann ihre 
Stimme fuͤr das Reichsverweſer⸗Amt geben würden. Die Regierung zweifelt deshalb nicht, daß aus dem Verhalten der Deutſchen National⸗Verſamm⸗ 
lung in dieſem außerordentlichen Falle, für die Zukunft Conſeguenzen nicht werden gezogen werden.“ Die Verſammlung brachte ein dreimeliges Hoch 
auf das einige Deutſchland aus. i Us 0 

Die Verwahrungen der Preußiſchen Regierung beftemdeten viele Mitglieder ſehr; wie man auch Uber den Beſchluß der 
deutſchen National⸗Verſammlung denken mochte, darüber haͤtte man fuͤglich keine Zweifel erwartet, daß der Beſchluß der Frankfurter Verſammlung 
nicht an die Zuſtimmung der einzelnen deutſchen Fürften gebunden ſein dürfte, wollte man nicht wieder an die Stelle der allgemein ſehnlichſt erwar⸗ 
teten Deutſchen Einheit die alte Zerriſſenheit treten laſſen. Die Linke hielt es daher für noͤthig, daß die Verſammlung ihre Meinung über dieſen 
Gegenſtand ausſpreche, und deſchloß folgenden Antrag zu ſtellen, welches der Abgeordnete Jacobi in ihrem Namen that: 1 fen 

„Die Preuß iſche Conſtituirende Verſammlung kann den von der Deutſchen National⸗Verſammlung gefaßten Beſchluß nicht billigen, durch wel⸗ 

„chen ein un verantwortlicher an die Beſchluͤſſe der National⸗Verſammlung n icht gebundener Reichsverweſer ernannt wird; die Preus * 

„giſche Conſtituirende Verſammlung erklart ſich aber zugleich dahin, daß die Deutſche National⸗Verſammlung vollkommen befugt war, 

„jenen Beſchluß zu faſſen, ohne vorher die Zuſtimmung der einzelnen Deutſchen Regierungen einzuholen, daß es daher der Preuß ſiſchen 

„Regierung nicht zuſtand, Vorbehalte irgend einer Art zu machen.“ 1 


Wenn auch die Aufftellung des Grundfages, daß die Deutſche National-Verſammlung ohne Zuſtimmung der 1 . ſolcht 
Beſchluͤſſe zu faſſen befugt war und die daran geknuͤpfte Erklärung, daß die Preußiſche Regierung keine Verwahrungen machen 100 e, ae 8 
war, ſo war doch der Inhalt jener Beſchluͤſſe in dem Antrag nicht zu umgehen, damit nicht der Schluß gezogen würde, die An Fe rain 
mit einverſtanden. Es follte dadurch auch das Beiſpiel gegeben werden, daß Alle, denen die Deutſche Einbeit ernſtlich am 1 855 iegt, 0 12 9 
wenn ſie die Beſchluͤſſe nicht billigen konnen, ſich der Deutſchen National⸗Verſammlung unterordnen müffen. Der erwähnte Antrag tief eine 3 


tägige Berathung hervor, wobei ſich 75 Redner für und gegen den Antrag eingeſchrieben hatten. Map wendete gegen den erſten Theil «in, die Ver⸗ 


ſammlung, „welche nur zur Vereinbarung berufen ſei,“ ſei nicht befugt, zu ſolchen urtheilen * fei N eine EN Br den 
Seankfurter Beſchluß vorzubringen, weil dies entweder, angenommen, daß der Beſchluß zu mißdiligen fei, Ba eutſchen Einheit fehade, 4 er ver⸗ 
kehrt ſei, weil der Beſchluß an ſich zu billigen ſei; denn, ſo behaupteten Viele, eine Mißbiligung dieſes e ſei ge wie das Ausſpre⸗ 
chen republikaniſcher Grundfäge. Statt mit Gründen die Zweckmaͤßigkeit eines verantwortlichen Oberhauptes zu 2 erlegen, gen e daher. aud) 
manchen Rednern, dieſen Vorwurf lediglich zu einer Verdaͤchtigung gegen die Parthei, von der der Antrag au ar 1 0 1 , 1 indem 
man ſich dann auch nicht ſcheute, alle Schredbildee, wie Anarchie, Buͤrgerkrieg, fremde Unterjodung uf. 97 hi 2 ge ; 75 a zwar 
politiſche Kinder, aber nicht gebildete Maͤnner zu erſchrecken vermag. Gegen den zweiten Theil wendete man ein, daß, 05 ie i 0 1 ve 
fung feſtgeſtellt ſei, die Deutſche National⸗Verſammlung gehalten ſei, in allen Dingen die Zuſtimmung ei Deutſchen 1 0 gr 11. 15 n, 
meinten ſogar Einige, die Deutſche National-Verſammlung habe nur den Auftrag die Verfaſſung mit den Fuͤrſten zu „vereinbaren. an für tete 
ein gaͤnzliches Aufgehn Preußens in Deutſchland u. ſ. w. Bei Vielen mag aber wohl der Hauptgrund, daß ſie gegen den Antrag waren , darin zu 
ſuchen fein, daß mit Annahme des ganzen Antrags oder auch nur des zweiten Theils deſſelben, das Miniſtetſum hätte abtreten muͤſſen. d 
Der erſte Theil des Antrags enthält allerdings einen demokratiſchen Grundfag, und es iſt mit der Demokratie unverttaͤglich, einen 
unverantwortlichen, an die Ausführung der Beſchluͤſſe der Deutſchen National -Verſammlung nicht gebundenen Meſchesvefweſze Dentſchlands zu ernens 
nen; denn wie man auch über die Beibehaltung der 34 Souveraͤne von Deutſchland denken mag, einen neuen Binguzufügen , mußte völlig überflüfe 
fig und unzweckmaͤßig erſchelnen. Zu dem kommen auch noch viele Gründe hinzu, welche aus den befondern Eigenthämtichkeiten Deutſchlands hervor: 
gehn. Es iſt nemlich undenkbar, welche Stellung dieſer unverantwortliche, neue, fogenannte conſtitutionelle Monarch, über den andern unverant⸗ 
wortlichen Monarchen einnehmen ſoll. Entweder ſteht er machtlos da, ſeine unverantwortliche Machtvollkommengeit iſt nichtig, oder die obigen müf, 
fen ihre Machtvollkommenheit, wenn auch nicht formell, doch thatſaͤchlich aufgeden. In dieſem Falle wird ſich eine neue Hegemonie eines Deuts 


ſchen Fuͤrſtenhauſes bilden. Nut wenn die Einheit Deutſchlands als ein Bund feiner Einzelſtaaten unter der National » Berfammiug aufgefaßt wird, 


iſt das Beibehalten der einzelnen Souveraͤne moglich, in anderm Fall werden fie verſchwinden müffen, 

Viele glaubten übrigens, daß nur durch das freie offne Ausſprechen der Meinungen die Einheit dauernd begründet werden könne, daß mithin 
von der offnen Mißbilligung des Beſchluſſes der Deutſchen National-Vetſammlung kein Zwieſpalt zu erwarten ſtehe. Im andern Falle iſt aber nicht 
zu verkennen, daß die Verwahrungen der Deutſchen Fuͤrſten nothwendig den Keim neuer Zwietracht enthalten muͤſſen. 

Die Perſon des neuernannten Reichsverweſers ward von keiner Seite in die Berathung der Angelegenheit hineingezogen. Mehrere waren auch 
der Anſicht, daß eine Mißbilligung der Frankfurter Beſchlüſſe unzweckmaͤßig fei. Der Abgeordnete Bloem machte deshalb den Abaͤnderungsvorſchlag, 
ſtatt des Antrages von Jacobi zu ſetzen: „die Verſammlung wolle erklären, daß fie die Befugniß der Deutſchen National-Verſammlung anerkenne, 
ohne vorher die Zuſtimmung der einzelnen Deutſchen Staaten einzuholen, jenen Beſchluß zu faſſen, durch welchen ein unverantwortlicher Reichsver⸗ 
weſer ernannt wird; daß ſie aber glaube, einer jeden Kritik jenes Beſchluſſes ſich enthalten zu muͤſſen.“ } 

Vor dem Beginn der Abſtimmung wurde eine Theitung des Antrages von Jakobi in die verſchiedenen darin enthaltenen Gegen: 
ftände Behufs der Abſtimmung verlangt, womit der Antragſteller ſich einverſtanden erklaͤrte. Vergeblich berief man ſich auf die Geſchaͤftsordnung, die 
Majoritaͤt verwarf alle Theilung. Die Abſtimmung geſchah durch namentlichen Aufruf. Es ſtimmten für den Antrag von Jacobi folgende Abge⸗ 
ordnete: Anwandter (Kalau), Arnold (Lebus), Baltzer (Nordhauſen), Joh. Nik. Baur (Adenau), Bazynsky (But), Benſch (Waldenburg), Ber 
rends (Berlin), Brill (Breslau), Borchardt (Bernkaſtel), Dehnel (Schievelbein), Dierſchke (Ohlau), Elsner (Hiſchderg), Nees von Eſendeck 
(Breslau), D’Efter (Mayen), Franke (Ziegenrück), Friedrich (Neuſtadt), Gladbach (Muͤhtheim), Gorzolka (Roſenberg), Graeff (Trier Landkreis), 
Hagen (Sieg), Hiller (Neumarkt), Herhold (Eckhartsberga), Jung (Berlin), Jakobi (Berzin), Krackruͤgge (Erfurt), v. Kraszewski (Inowraczlaw), 
Krauſe (Sagan), Kuhr (Tilſit), Larraß (Rothenburg), v. Lipski (Adelnau), v. Liſiecki (Pleſchen), Maetze (Oels), Müller (Sieg), Meſſerich 
(Bitburg), Peters (Schleuſingen), Pfahl (Euskirchen), Pohle (Guben), Reichenbach (Falkenberg), Reuter (Johannisdurg), Schell (Steinau), 
Scholz (Bunzlau), Schramm (Langenſalza), Skida (Neuftadt in Weſtpreußen), Stein (Breslau), Szumann (Wongrowiec), Taszarski (Samter), 
Temme (Ragnit), v. Trapczynski (Schroda), Treiber (Sangerhauſen), Waldeck (Berlin), Wander (Striegau), Wencelius (Trier), Zenker (Löwenberg). 
Dia viele Mitglieder aus den ſchon erwähnten Gründen der Zweckmaͤßigkeit nur für einzelne Theile des Antrags von Jakobi ſtimmen wollten 
und man die Ttennung der Frage verweigerte, enthielten ſich der Abſtimmung folgende Abgeotdnete: Abgeordnete: Bauer (Merzig), Beiſert (Lau⸗ 
dan), Blöͤm (Duͤſſeldorf), Bormann (Liebenwerda), v. Brodowski (Schrimm), Broich (Grevenbroich), Bucher (Stolp), v. Cießkowski (Poſen 


ö ittei „Eſſer III. (Rheinbach), Guittiene (Saarlouis), Hanſen (Ottweiler), Heiſig (Habelſchwerdt), Heſſe (Saarbrücken), 
Blank: 3 8 Kaul (Saarburg), Klingenberg (Löbau), Körfgen (Bergheim), Loos, Nickel (Grottkau), Otto 


mieczynski, Quandt (Regenwalde), Reinicke (Oſt⸗Havelland), Richter (Berent), Riel (Cuͤſtein), Raͤntſch (Neuſtettin), Schaffranneck (Beuthen), 
Schöne (Grünberg), Schornbaum (Aachen Landkreis), Schruff (Daun), Schulze (Wanzleben), Schulze (Delitzſch), Schwickerath (Prümm), Sie: 
dert (Soldin), Steffanowiez (Kroͤben), Taäde (Namslau), Weichſel (Wolmirſtedt) Witt (Oſterode), Zacharias (Berlin), Zorn (Wartenberg), 

Es hatten ſich fomit 53 Abgeordnete für den Antrag erklärt, 48 batten die Abſtimmung verweigert und 262 gegen den Antrag geſtimmt. 


(Liegnitz), Pape (Muͤnſterberg), Pauls (Eupen), Pax (Magdeburg), Plath (Lauenburg), v. Pokrzywnickt (Conitz), Potwerowski (Kraͤben), Po. 


Bei der nun vermittelſt namentlichen Aufrufs erfolgten Abſtimmung des Adaͤnderungsantrages von Bloͤm glaubte die Mehrmal derer, welche 


fuͤr den Antrag von Jacobi geſtimmt hatten, ſich der Abſtimmung enthalten zu muͤſſen, da der Antrag den Bufag enthielt, daß wir auf keine Kris 
tik eingehen wollten, was in Widerſpruch mit der früheren Abftimmung geſtanden hätte, wogegen Einige in der Hoffnung, wenigſtens das Mindere 


durch die Majoritaͤt durchzuſetzen, auch die zweite Frage bejahten. Auch dier wollte ungeachtet des Einverſtaͤndniſſes des Antragftellerg die Majorität. 


keine Theilung zulaſſen. Der Antrag ward mithin ebenfalls mit großer Majoritäe verworfen und es erklärte ſomit die Verſammlung indirekt, 


daß die Deutſche National⸗Verſammlung nicht befugt ſei, ohne vorherige Zuſtimmung der Deutſchen Staaten Beſchluͤſſe. zu faſſen. Wit überlaſſen f 


sfttien, danach zu urtheilen, od dabei die Deutſche Einheit noch eine Möglichkeit bleibe, 
ea e und Kaen mitm gehen die Arbeiten rüftig vor. Die Prüfung der von der Regierung vorgelegten Geſetzentwuͤrfe 
hat in = Abtheilungen begonnen. Außer den bereits erwähnten Geſetzentwuͤrfen über die finanziellen Angelegenheiten ſind noch vorgelegt worden Ge. 
ſetzentwürfe über die Einrichtung der Bürgerwehr, über die Verpflichtung der Gemeinden zum Erſatz des bei oͤf⸗ 
fentlichen Aufläufen verurſachten Schaden und wegen unentgeldlicher Aufheb ung verſchiedener Laſten und 
Abgaben. Die Abtheilungen beſchaͤftigten ſich außerdem mit andern Angelegenheiten von größter Wichtigkeit wie Abſchaffung des Jagd 5 
0 7 Tufhebun des Geſebes über die Autonomie in der Rheinprovinz u. ſ. w. Dieſe Angelegenheiten werden 
binnen Ruin in der Nationat-Berfammtung ſelbſt zur Berathung kommen. Die Berfaffungs-Commiffion hat den Theil ihres Werkes, welcher die 


es jedem 


— Grundrechte enthält, vollendet und am II. Juli in der Verſammlung darüber Bericht erſtattet. = 


Abgeordneter des Wahlkreiſes Des. Mate. 


x 


Zwei Miniſterien, ſtatt einem! 


An die Stelle des Miniſteriums v. Patow 
ſind zwei Miniſterien getreten, das Miniſterium 
für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten (Milde), 
und das Miniſterium fuͤr landwirthſchaftliche An⸗ 
gelegembeiten (Gierke). Warum zwei? — Weil 
Herr Milde erklaͤrte, von der Landwirthſchaft nichts 
zu verſtehen? — Vielleicht würde eine Hinwei 
ſung auf bedenkenswerthe Punkte nicht unnoͤthig 
ſein. 5 

Handel und Gewerbe werden groͤßtentheils 
durch die Stadt vertreten, die Landwirthſchaft 
durch das Land. — Das Land iſt der Naͤhrboden 
der Städte. Der Handel mit Naͤhrprodukten iſt 
gewiß einer der wichtigſten Handelszweige. 
Der Landmann kann nur in die Stadt liefern 
was er ſelbſt nicht bedarf; dieſer Ueberſchuß iſt 
aber für den Staͤdter unentbehrlich, und muß in 
Zeiten der Theuerung ſelbſt für die hoͤch⸗ 
ſte n Preiſe erkauft werden. Die Preiſe der 
Naͤhrprodukte ſteigen demnach ſtetig mit dem Mans 
gel derſelben, indeß die Erzeugniſſe der Handwer⸗ 
te und Künfle entweder ebenſo ſtetig fallen, oder 
gar nicht gekauft werden. Stehen hierin Land und 
Stadt nicht in innigſter Verbindung? 

Die Stadt iſt die merkantiliſche und Hand⸗ 
werkskammer des Landes. Aber wenig braucht der 
Landmann der hier aufgeſchichteten Vorraͤthe gegen 
den Städter ſelbſt. Seine Beſchaͤftigung duldet 
ihm geringern, ja geringſten Aufwand in Kleidung 
und Wohnung, und was er bedarf, wird ihm 
meiſtentheils von den auf dem Lande anfäffigen 
Handwerkern billig verfertigt. So cirkulirt die 
ſtaͤdtiſche Induſtrie faſt in ſich ſelbſt. — Wir fra⸗ 
gen, wo kam das Geld hin? Vielleicht iſt es keine 
Irrung, wenn man ſagt, es muß aufs Land ge⸗ 
floſſen ſein, da durch die hohen Marktpreiſe der 
Theurung das Geld der Staͤdte dieſen Weg hin⸗ 
aus, aber wenig nut wieder herein gefunden hat. 
Fließen aber die Einnahmen des Landes nicht wie⸗ 
der gehörig in die Städte zuruck, fo iſt Verar⸗ 
mung letzterer unausbleiblich. Mithin ſtehen auch 
hierin Land und Stadt in innigſter Verbindung. — 

Das Land zählt die Mehrheit: feſte Beſitzer, 
die Stadt die Mehrheit: wandelnde Einwohner. — 
Für den Landmann iſt feſter Beſiz Bedingung 
feines. Erwerbs, für den ſtaͤdtiſchen Handelsmann 
und Handwerker nicht. Aber an den einmal 
erworbenen feſten Beſitz des Landmanns knuͤpfen 
ſich zugleich beſtimmte Wohnung und Ernaͤhrung, 
und beſtimmte Einnahme zur Beſtreitung der übris 
gen Beduͤrfniſſe, wogegen der wandelnde Einwoh⸗ 
ner der Staͤdte Wohnung, Nahrung und die übris 
gen Lebensbeduͤrfniſſe fort dauernd in Frage 
geſtellt ſieht. Je großer die Städte 
werden, je dringender wird dieſe Frage, 
und da das Land in der Mehrzahl nur feſte Bes 
ſitzet haben kann, trägt es ſelbſt weſentlich zur 
Vergroͤßerung der Staͤdte bei, dadurch, daß es 
die uberfluͤſſigen, d. h. beſitzloſen Söhne und Toͤch⸗ 
ter als Handwerker, Dienſtboten oder Arbeiter in 
die Mauern det Staͤdte ſendet. Stehen nicht auch 
hierin Land und Stadt in innigſter Verbin⸗ 
dung? — 

Es muͤſſen Land und Stadt in Einheit 
gebracht werden und ſtehen in Beziehung auf Pro⸗ 
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duktion, Geldumlauf und Koloniſa⸗ 
tion. Zwei Miniſterien ſind zwar nur zwei Ver⸗ 
waltungswege, aber jeder wird das Seine fuͤr ſich 
nehmen und geſchieden vom Andern heben wollen, 
was fuͤr das weſentliche Ineinandergreifen beider 
bedeutende Klippen, ja endlich einen Gegenſatz von 
Land und Stadt gleich dem von et und Ar⸗ 
beit erzeugen duͤrfte. — 

Und was ließe ſich dagegen thun? — Man 
befoͤrdere auf alle Weiſe den kleinen Grundbe⸗ 
ſitz des Landes, damit der einzelnen Scholle 
mehr abgewonnen werde. Der Mangel an Naͤhr⸗ 
produkten wird dann minder, und die Preiſe der⸗ 
ſelben werden niedriger ſein. — Man ſorge dafuͤr, 
daß der Gewerbs⸗ und Handelsmann auf dem 
Lande fuͤr ſeinen Betrieb dieſelben Abgaben 
uud Leiſtungen habe wie der ſtaͤdtiſche, da 
mit ſeine Produkte nicht der Billigkeit wegen denen 


des Städters vorgezogen werden muͤſſen. Dann 
wird auch mehr Geld in die Städte zurückfließen. 
— Man befördre endlich nach Moͤglichkeit die 
Theilung großer Landgüter in Pacht⸗Parzel⸗ 
len, damit auch dem unbemittelten Sohne des 
Landmanns Gelegenheit geboten werde, ſeinen Et⸗ 
werbskreis auf dem Lande zu finden. Die wohl⸗ 
thaͤtige Folge hiervon wuͤrde, außer Vermehrung 
produktiver Kraͤfte und Hebung der Bodenkultut 
und Produktion auf dem Lande ſelbſt ohne feſten 
Beſitz, für die Städte zunaͤchſt die fein, daß das 
unverhaͤltnißmaͤßige Zuſtroͤmen beſitzloſer Sanne 
ner in deren Mauern aufhoͤrte. 

Zwei Miniſterien werden ſolche Einheits 
punkte und Maßregeln für Land und Stadt 
ſchwerlich im Auge haben, — wir durften fie nut 
von „einem“ Miniſterium erwarten! — 


K. B. 


Erklärung 5 
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Berlinſchen Lebens: Verſicherungs⸗ Geſellſchaft. 


1. Die von Preußiſchen Militairs, vom Unteroffizier oder Wachtmeiſter auf⸗ 
waͤrts, ſo wie von Militair-Aerzten und Chirurgen bei der Berliniſchen Lebens-Ver⸗ 
Fchesungär Geſellſchaft genommenen Verſicherungen bleiben ungeachtet eines ausge: 
brochenen Krieges in Kraft — wenn — der Verſicherte innerhalb vier Wochen, 
von dem Tage ab, an welchem der Krieg erklaͤrt, oder er ſelbſt auf den Feld-Etat 
geſetzt wird, unter Beobachtung ‚der veröffentlichten Vorſchriften der Geſellſchaft für 
Verſicherungen gegen Kriegsgefahr, die Zuſatz⸗Praͤmie von drei pro Cent des ver⸗ 
ſicherten Kapitals bezahlt und in den fernern Faͤlligkeits-Terminen prompt entrichtet. 

2. Durch den Eintritt eines verſicherten Nicht-Militairs in die Bür⸗ 
gerwehr, oder in ein ſonſtiges zur Aufrechthaltung der Ruhe und Ordnung be⸗ 
ſtimmtes Dienſtverhaͤltniß, wird in ſeinen ſtatutenmaͤßigen Rechten und Pflichten 
nichts geaͤndert. 

5 Berlin, den 22. Juli 1848. 


Direktion der Berliniſchen Lebens-Verſicherungs-Geſellſchaft. 
Vorſtehende Bekanntmachung bringe ich hierdurch zur öffentlichen Kenntniß, 
mit dem ergebenen Bemerken, daß Geſchaͤfts-Programme bei mir unentgeldlich aus⸗ 
gegeben werden. 
Oels, den 26. Juli 1848. 
. August Bretschneider. 
Agent der Berliniſchen Lebens-Verſicherungs-Geſellſchaſt. 


In dem Haufe neben dem Herrn Kaufmann Müller, auf dem Markte, 


iſt eine Wohnung, beſtehend in einer großen Stube PR Rabinet, Pferdeſtall, 
Heller, Boden und Bolzſtall-Gelaß zu vermiethen und Michaeli zu beziehen; 
das das Nähere bei dem Eigenthümer, Maurermeiſter Ernst Lehmann. 


Von Michaelis d. J. ab, findet hier ein brauchbarer Schirrvogt ſein 
Unterkommen, für ausreichenden Gehalt und Deputat. 
Dominium Strehlitz. 
Marktpreiſe der Staͤdte Oels, Bernſtadt und Wartenberg 
vom 22. Juli 1848. 
Oels. Weizen. Roggen. Gerſte. Erbſen. >: Deu. Stroh. 
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